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Verordnung 
über die Bildung halbstaatlicher Betriebe.

Vom 26. März 1959
Der Arbeiter-und-Bauern-Staat hat den kleinen und 

mittleren Privatbetrieben stets seine Unterstützung ge­
währt. Die Unternehmer haben frei vom Drude des 
Monopolkapitals und frei von Wirtschaftskrisen am 
wirtschaftlichen Aufschwung 4n der Deutschen Demo­
kratischen Republik teilgenommen. Mit der staatlichen 
Beteiligung gibt ihnen der Arbeiter-und-Bauern-Staat 
die Möglichkeit, an der Seite der Arbeiterklasse und 
der übrigen Werktätigen den Weg zum Sozialismus zu 
gehen und durch die Einbeziehung ihrer Betriebe in 
den Prozeß der sozialistischen Umgestaltung die kapi­
talistischen Produktionsverhältnisse zu überwinden.

Die Beteiligung des Arbeiter-und-Bauern-Staates an 
den Privatbetrieben ist eine Übergangsform zum sozia­
listischen Betrieb. Auf dem Wege der Umwandlung 
der privatkapitalistischen Betriebe in Betriebe halb­
staatlichen Charakters erfolgt die schrittweise Um­
gestaltung der alten kapitalistischen Produktions­
verhältnisse, d. h. die Einschränkung und Beseitigung 
der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen. Es 
entwickelt sich ein neues Verhältnis der Unternehmer 
zum Betrieb; Als Leiter der halbstaatlichen Betriebe 
entwickeln sie sich zu schaffenden Werktätigen und 
erhalten so an der Seite der Arbeiterklasse und der 
übrigen Werktätigen eine sichere soziale Grundlage.

Die Hauptmethode der Einbeziehung der Privat­
betriebe in den Prozeß der sozialistischen Umgestaltung 
in der Deutschen Demokratischen Republik ist die 
Überzeugung und Erziehung der Unternehmer zu sozia­
listischem Denken und Handeln. Die staatlichen Organe 
haben die Aufgabe, ihnen in Zusammenarbeit mit der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
die große gesellschaftliche Bedeutung der staat­
lichen Beteiligung an ihrem Betrieb zu erläutern. 
Sie sollen erkennen, daß sie erst durch die staat­
liche Beteiligung ihre persönlichen Interessen eng 
mit den Interessen der gesamten Gesellschaft verbin­

den und ihre eigene Initiative wirkungsvoller als bis­
her für den Aufbau des Sozialismus entfalten können; 
Die Bildung halbstaatlicher Betriebe erfolgt ausschließ­
lich auf freiwilliger Grundlage und auf Antrag der 
Unternehmer.

Die Unternehmer haben das Recht und die Aufgabe, 
den halbstaatlichen Betrieb nach dem Prinzip der per­
sönlichen Verantwortung zu leiten und ihn gemeinsam 
mit den Arbeiten! zu einem sozialistisch arbeitenden 
Betrieb zu entwickeln.

Durch die Einschränkung und schrittweise Überwin­
dung der Ausbeutung wird ein neues Verhältnis der 
Arbeiter zum Unternehmer und zum Betrieb geschaf­
fen. Durch den Abschluß von Betriebsverträgen erwei­
tert sich ihr gewerkschaftliches Mitbestimmungsrechtj 
Über die Entfaltung von Arbeitswettbewerben, die För­
derung der Neuererbewegung, durch Produktions­
beratungen und ökonomische Konferenzen nehmen die 
Arbeiter immer stärkeren Einfluß auf die fortschrei­
tende sozialistische Entwicklung der Betriebe. Sie 
nehmen aktiv Anteil an der Leitung der Betriebe, bei 
der Einführung sozialistischer Wirtschaftsprinzipien 
und unterstützen die Unternehmer bei der Anwendung 
kollektiver Leitungsmethoden.

Die neue Stellung der halbstaatlichen Betriebe als 
Übergangsform zu sozialistischen Betrieben kommt 
darin zum Ausdruck, daß sie in das System der Pla­
nung der sozialistischen Volkswirtschaft unmittelbar 
einbezogen werden. Durch die Erfüllung und Über­
erfüllung der ihnen erteilten staatlichen Planaufgaben 
tragen sie wesentlich zur weiteren Entwicklung des 
sozialistischen Sektors der Volkswirtschaft und damit 
zur Stärkung der ökonomischen Basis des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates bei. Indem die halbstaatlichen Betriebe 
ihre Produktionskapazitäten und Reserven im Rahmen 
der planmäßigen Entwicklung der Volkswirtschaft voll 
ausnutzen und ihre Arbeitsproduktivität steigern, wir­
ken sie besser als bisher bei der Lösung der ökono­
mischen Hauptaufgabe mit, Westdeutschland im Ver­
brauch wichtiger Konsumgüter pro Kopf der Bevölke* 
rung zu überholen*


